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Maßnahmen  nennenswerte  zusätzliche  Wassermengen  zugänglich 
gemacht  werden  können,  liegt  der  politische  Handlungsspielraum 
vor allem in einer Umgestaltung der Nachfrage. Hierdurch entstehen 
teilweise konfliktträchtige Entscheidungen für und gegen die Förde‐
rung  bestimmter Wirtschaftssektoren,  Regionen  und  Bevölkerungs‐
gruppen. Diese Konfliktpotentiale drohen vor allem bei gleichzeitiger 
sozialer,  ökonomischer,  politischer  oder  anderweitiger  Benachteili‐
gung der betroffenen Gruppen, zu eskalieren.  Immer  stärker  ist die 





der.  Machtpolitische  Interessen  können  gerade  in  Zeiten  erhöhter 
Verteilungskonkurrenz um die Ressource diese Ungleichheiten ver‐
schärfen und sind damit wesentlich für die Entstehung oder die Eska‐




Exportprodukte der Landwirtschaft  lassen  sich nur mit  ausreichen‐





Auch  die  urbane Wasserverteilung  spiegelt  vor  allem  in  Entwick‐




höhung  von  Trinkwasserservice  gezeigt  haben.  Auch  die  Politisie‐
rung  der  Konkurrenz  um  die  Ressource  trifft  Entwicklungsländer 
wegen  ihrer  häufig  geringeren Anpassungskapazitäten  stärker. Die 
hohe  Abhängigkeit  vieler  Wirtschaftszweige  und  der  Subsistenz‐
landwirtschaft von der Ressource, mangelnde  soziale Sicherheit der 
Bevölkerung und Defizite des Rechtsstaates können Auseinanderset‐
















ist  die  südspanische  Region  von  Almeria,  wo  die  Interessen  der 
Landwirtschaft und der Tourismusindustrie in heftigem Wettbewerb 
stehen. Angesichts der Auswirkungen des Klimawandels auf die Res‐
source  und  der  weiter  steigenden  Wassernachfrage  wird  sich  die 
Nutzerkonkurrenz  künftig weiter  verschärfen.  Dies  erfordert  drin‐
gend  eine Debatte  über  innerstaatliche Konfliktpotentiale  und  Per‐




Der Policy Brief  fasst  im  ersten Teil Gründe der Entstehung  inner‐
staatlicher Wasserkonflikte zusammen und macht auf die besonderen 














telbedarf, Urbanisierung  und  veränderte  Konsumgewohnheiten  ra‐
pide an. In Industrieländern wird bis zum Jahr 2025 ein Anstieg der 




reits  heute  übersteigt  die Wassernutzung  jedoch  in  vielen  Ländern 
das Maß der natürlichen Erneuerung der Ressource. Diese sogenann‐
te Übernutzung von ober‐ und unterirdischen Gewässern hat  in vie‐
























kunft weiter  erhöhen  (vgl. Kasten  1). Der Klimawandel  verursacht 
durch  Temperaturanstiege  erhöhte  Verdunstung  von  Wasser  und 
bewirkt  geringere Niederschläge  und  verstärkte  extreme Wetterer‐
eignisse. Hierdurch treten einerseits häufiger und längere Dürren auf, 
andererseits  zerstören  Überschwemmungen  Ernten,  Wasserinfra‐
strukturen  und  Lebensraum.  Gleichzeitig  verursacht  auch  die  zu‐
nehmende Wasserverschmutzung  eine Verringerung  der  nutzbaren 
Ressourcen. 




Die Verteilungskonkurrenz um Wasser  innerhalb von  Staaten  führt 
zu Konflikten unterschiedlicher Art. Dies muss nicht immer durch die 















Verbrauchern  steigt  und  hat  vor  allem  auf  innenpolitischer  Ebene 
weitreichende Auswirkungen. Zwischen Staaten treten Konflikte um 
Wasser heute zumindest  in  ihrer gewaltsamen Form nur sehr selten 
auf. Untersuchungen  haben  gezeigt,  dass  die  in  den  1990er  Jahren 











tragen  werden.  Wegen  des  hohen  Destabilisierungspotentials  und 
weitreichender  Implikationen  der  Wasserverteilung  sind  Konflikte 
um die Ressource innenpolitisch jedoch ein äußerst sensibles Thema. 
Ihre  Anerkennung wird  von  politischen  Entscheidungsträgern  oft‐
mals als Zeichen des Scheiterns eines Projektes oder einer bestimmten 
Politik wahrgenommen. Konfliktprävention, die gerade  frühzeitiges 



















Um  dem  steigenden  Bedarf  an Wasser  gerecht  zu werden,  setzten 
wasserarme  Staaten  lange  auf  die  Mobilisierung  zusätzlicher  Res‐
sourcen durch den Bau von Staudämmen und die Erschließung un‐
terirdischer Vorkommen. Diese Maßnahmen  sind heute  –  auch we‐
gen der in vielen Ländern zunehmenden Dürreperioden – jedoch nur 
noch  selten  erfolgreich. Neben der Wiederaufbereitung von Wasser 
und  der  noch  immer  vergleichsweise  teuren  Entsalzung  von Mee‐














dern  stillschweigend  zugunsten  von  Golfparks  und  Hotelanlagen 
entschieden.  Die  Tatsache,  dass  damit  zahlreichen  Bauern  die  Le‐
bensgrundlage genommen wird, und eine hohe Zahl meist unqualifi‐








eine  verbreitete  These,  desto  sparsamer  der Umgang mit  der  Res‐
source.  Doch  Investitionen  in  sparsame  Bewässerungssysteme  bei‐
spielsweise  sind  für viele Landwirte nahezu unbezahlbar und  auch 
spezifische Kredite für Kleinbauern schaffen hier unter anderem we‐
gen  komplizierter  Bürokratie  und  unklarer  Eigentumstitel  nur  be‐
dingt Abhilfe. Zudem haben zahlreiche Studien gezeigt, dass zumin‐
dest  in  der  Bewässerungslandwirtschaft  besseres Angebotsmanage‐




















sie  in  vielen  Ländern  auch  bestimmte  Entwicklungsziele  und 
‐strategien in Frage stellen. Besonders deutlich wird dies anhand der 



















ser  und  Sanitäranlagen  als  Unterziel  der  Sicherung  ökologischer 
Nachhaltigkeit (Ziel 7) direkt von ausreichender und erschwinglicher 
Wasserversorgung  abhängig. Nach dem derzeitigen  Stand der Um‐






















serressourcen  (ob  sie  nun  ökologisch,  technisch,  finanziell 
oder politisch verursacht sei) die Umsetzung vieler Entwick‐
lungsziele, wie es das Beispiel der MDG zeigt.  
• Zweitens wirken  sich  auch  Konflikte  unter  den Wassernut‐


















• Viertens  zeigen  Beispiele  aus  der  Praxis,  dass  Problemlö‐
sungsinitiativen  im  Wasserbereich,  auch  wenn  sie  sich  zu‐

















skizzierten Herausforderungen  jedoch wenig  spezifisch  entwickelt. 
Insbesondere die Früherkennung von Konfliktpotentialen, die Identi‐
fizierung  von Kooperationsmöglichkeiten  unter  den Wassernutzern 
sowie den betroffenen Organisationen und die Stärkung von Institu‐
tionen der Konfliktbearbeitung bieten hier zusätzlichen Handlungs‐













der  Konflikte macht  dabei  eine  detaillierte  Analyse  der  jeweiligen 
Interessen,  Positionen  und Kooperationsmöglichkeiten  der  betroffe‐




lich  ihres Einkommens,  ihrer sozialen Stellung,  ihrer  religiösen, eth‐
nischen oder politischen Zugehörigkeit zumeist vor der eigentlichen 











nächst  ohne Gewalt  ausgetragen,  indem beispielsweise der Zugang 
zu Wasser über Korruption gesichert wird. Auch drücken sie sich in 
der  Konkurrenz  staatlicher  Institutionen  und  Strategien  zur  Siche‐
rung des Zugriffs auf die Ressource aus, oder aber durch den politi‐















Schließlich  können  Konflikte  aber  auch  konstruktiv  verlaufen  und 
über  die Artikulation  der  Interessen  und  der  tiefer  liegenden Kon‐
fliktursachen  neue  Verhandlungsperspektiven  schaffen.  Hierdurch 
können  Lösungen  für  Probleme möglich werden,  die  oftmals weit 
über die der Wasserversorgung hinausgehen. Die Einführung parti‐
zipativer Entscheidungsstrukturen  im Wassermanagement kann bei‐










Verteilung  eine Verstärkung  der  sozioökonomischen Margi‐
nalisierung bestimmter Gruppen hervorrufen.  
• Ungleiche  Ressourcenallokation  und  fehlende  Kompensati‐
onsmaßnahmen  für ungenügende Wasserversorgung  stärken 
bei  den  Benachteiligten  das  Bewusstsein  über  unterschiedli‐
che Arten der Marginalisierung und fördern die Bildung von 
Interessensgruppen.  





• Flüchtlinge  können  in  ihren  neuen Aufenthaltsgebieten  den 
Druck  auf Wasservorkommen  erhöhen und die Verteilungs‐









die  Zerstörung  der  Wasserinfrastruktur)  der  Durchsetzung 
von  Interessen. Auch werden  informelle Maßnahmen  gegen 
als ungerecht wahrgenommene Verteilung unternommen  (il‐
legales Aneignen  der Ressource  durch Abpumpen, Abzwei‐
gen  oder  Bestechung).  Parallel  hierzu  bilden  sich Allianzen 
und  Strategien  zum  Vorgehen  als  Gruppe.  Erst  dann  ent‐
scheidet sich im Wechselspiel mit dem institutionellen, sozia‐




















Die  Erkennung  potentieller  Konflikte  um Wasser  ‐und  damit  ihre 
Prävention‐ scheitert häufig an mangelnder politischer Aufmerksam‐
keit, aber auch an fehlenden spezifischen Indikatoren und Methoden. 
Zwar  gilt  auf  Landesebene  die  Schwelle  von  1000 m³  verfügbarem 
Wasser pro Person und Jahr als Grenze der Wasserknappheit, jedoch 
sagt diese Zahl nichts über die geographische, saisonale oder soziale 
Verteilung  der Ressource  innerhalb  der  Länder  aus. Auch  die  not‐
wendigen Mittel  zur Nutzbarmachung der verfügbaren Menge, die 
der Staat oder die Endnutzer aufbringen müssen, werden  in diesen 
Statistiken nicht  erfasst. Ein genauerer Blick  auf Länder wie  Indien 
und China zeigt, dass auch bei insgesamt knapp ausreichender Was‐
serverfügbarkeit  zahlreiche  Menschen  unterhalb  der  Versorgungs‐
grenze leben. Doch die individuellen Möglichkeiten zur Nutzbarma‐
chung  der  Ressource  sind  sehr  unterschiedlich  und  zudem  häufig 
informell und deshalb schwer zu erfassen. Hinzu kommt, dass auch 















Angesichts  der  mangelnden  Verfügbarkeit  flächendeckender  und 














und  immaterielle  Ressourcen,  und  ggf.  indirekt  von  dem  Konflikt 





sichtigt,  die  unter  bestimmten Umständen  eskalieren  können,  aber 
auch Kooperationschancen bieten. Die über ein solches Analyseraster 
identifizierten  Konfliktkonstellationen  können  in  einem  zweiten 
Schritt dann durch gezielte Lokalstudien  spezifischer erforscht wer‐
den  (vgl. auch Houdret 2008). Hierzu gehört auch die Berücksichti‐
gung  der  Perzeption  und Handlungsorientierungen  der  jeweiligen 
Akteure  selbst,  da  sie  den  gewaltsamen  oder  kooperativen Verlauf 
der Konflikte entscheidend beeinflussen. Schließlich kann diese Me‐
thode durch weitere entsprechend angepasste  Instrumente der Kon‐





auf  die wesentlichen Akteure, mögliche  strukturelle Ursachen  und  
Handlungsoptionen zur Prävention vorgestellt. Die konkrete Konstel‐
lation der Akteure, der Verlauf des Konfliktes und weitere direkt und 












In  vielen  Ländern,  die  unter Dürren  leiden,  finden  umherziehende 
Nomaden  nicht mehr  genügend Weideland  und Wasserquellen  für 











Handlungsmöglichkeiten  bestehen  hier  für  die  EZ  auf  lokaler  Ebene 
beispielsweise  in  der  Stärkung  der  Konfliktschlichtungsinstanzen 
(wie die Organisation lokaler Verhandlungen mit legitimen Autoritä‐
ten) und der Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen (wie 



















Konflikte  treten  einerseits  zwischen  Groß‐  und  Kleinbauern  auf, 
wenn erstere beispielsweise durch ihre Tiefenbohrungen nach Wasser 
eine Senkung des Grundwasserpegels verursachen und weniger tiefe 
Brunnen  trocken  legen.  Hierdurch  können  andere  Bauern  und 
Trinkwassernutzer  benachteiligt werden. Hinzu  kommt  häufig  das 
stärkere politische Gewicht der Großbauern, die mit finanziellen und 
technischen Mitteln  sowie möglicher  Bestechung  der Wasserbehör‐
den  ihre  Produktionsvorteile weiter  ausbauen. Kleinere  Landwirte, 
deren  Wasserversorgung  weniger  gesichert  ist,  sind  in  vielfacher 
Hinsicht marginalisiert. Diese Konfliktkonstellation tritt bereits heute 
in  zahlreichen  agrargeprägten  Entwicklungsregionen  auf,  wie  in 
Nordafrika, China, Iran und Jemen.  
 
Handlungsmöglichkeiten  der  EZ  liegen  hier  zum  einen  in  einer  Stär‐
kung der Wassermanagementinstitutionen und  ihrer Sanktionsmög‐
lichkeiten  gegenüber  Gesetzesverstößen.  Weiter  kann  die  gezielte 
Information  der Wassernutzer  über  ökologische  und  legale Konse‐
quenzen  der Übernutzung  die  Sensibilisierung  verbessern.  Interes‐
sante  Ansatzpunkte  bieten  hier  partizipative Methoden,  durch  die 
sektorübergreifend Selbstverpflichtungen der Nutzer erreicht werden 
können.  Ein  Beispiel  hierfür  ist  der  2007  im  südmarokkanischen 
Souss implementierte Vertrag zur Nutzung der Aquifere. Schließlich 
kann die EZ auf makropolitischer Ebene die Bedingungen eines auch 
ökologisch  bedingten  Strukturwandels  begleiten,  und  sich  für  ent‐





renden mittleren  und  großen  Städte,  wächst  die  Konkurrenz  zwi‐
schen  städtischen  Investoren,  Trinkwassernutzern  und  Landwirten. 
Ein Beispiel umstrittener Investitionen sind große Tourismusanlagen 
in‐ und außerhalb der Stadt, die häufig private Bohrlöcher haben und 








wirtschaft  oder  der  Trinkwassernutzer  beeinträchtigen  kann  und 
Konflikte verursacht.  
Handlungsmöglichkeiten der EZ liegen auch hier in einer Stärkung des 




chen der  sog. Corporate Social Responsibility  zu  erkennen  ist. Gerade 



















der  Privatisierung  der  Trinkwasserversorgung  (vgl.  auch Houdret/ 
Shabafrouz  2006). Die  Erhöhung  der  Versorgungspreise  bei  häufig 
fehlenden  Investitionen, mangelnder Wartung  und  der  Benachteili‐
gung  armer Bevölkerungsteile haben  in vielen Ländern  zu  teils ge‐
waltsamen  Protesten  geführt.  Die  Konfliktparteien  sind  dabei  die 
Wassernutzer,  häufig  mit  Unterstützung  der  Zivilgesellschaft,  die 
staatlichen  Institutionen  bzw.  Verantwortlichen  der  Privatisierung, 
und die privaten Firmen. Der bekannteste Konflikt dieser Art  ist  in 
Bolivien  ausgebrochen,  aber  auch  in Afrika, Asien und Europa gab 
und gibt es aus diesen Gründen Spannungen. Doch auch defizitärer 
Service  öffentlicher Versorgungsbetriebe  sorgt  vielerorts  für  soziale 
Unruhen, wie beispielsweise in Algerien, wo seit mehreren Jahren in 


















onsmöglichkeiten münden. Weiter  bietet  die  Stärkung  des  lokalen 












Die  wohl  bekanntesten  Auseinandersetzungen  dieser  Art  sind  die 
Proteste um den Bau von Staudämmen, die in mangelnden Kompen‐
sationsleistungen  für  die  Enteignung  von  Grundstücken  und 




Bauern  bestimmt  ist,  wehren  sich  teilweise  gewaltsam  gegen  ihre 




















den, Kompensationen  erfolgen  und Kosten‐Nutzen‐Kalküle  die  ge‐





Die staatliche deutsche EZ orientiert sich  in  ihrer Arbeit  im Wasser‐




Wasserkonflikten.  Die  geforderte  Armutsorientierung  von Wasser‐
sektorreformen  und  der  integrative Wassermanagementansatz wei‐



















keren  Ausdifferenzierung  der  Grundsätze  und  Instrumente,  damit 
Konflikte  um  Wasser  erkannt  werden  und  frühzeitig  spezifische 
Maßnahmen zur Prävention eingeleitet werden können.   
Die folgenden Empfehlungen zur Stärkung der konfliktsensiblen Pro‐
jektkonzeption und  –implementierung  in der EZ  gehen daher über 
die  in den BMZ‐Publikationen erwähnten Aspekte hinaus. Sie wen‐








ten  Schritt wäre  es  sinnvoll,  die Armutsorientierung  der  EZ  durch 
spezifische  Maßnahmen  zur  Integration  und/oder  Kompensation 
bestimmter derart  identifizierter Minderheiten sinnvoll zu ergänzen. 
Diese Ausrichtung der EZ verlangt  jedoch zunächst nach geeigneten 




nen  und  Krediten,  Repräsentation  in  Entscheidungsprozessen  etc.) 
identifizieren.  Solche  mehrfachen  Marginalisierungsprozesse  sind 
insbesondere  auch  im  Kontext  der  zu  erwartenden Auswirkungen 
der Freihandelsabkommen in vielen Entwicklungsländern zu berück‐





















Analysekapazitäten  und Umsetzung  von  „do‐no‐harm“  im Wasser‐
sektor stärken 




te  zwischen  Sektoren  oder  Institutionen  entstehen  oder  verschärft 
werden  können.  Andererseits  wird  auch  die  regionale  und  lokale 
Ebene angesprochen, auf der  sich durch EZ‐Projekte Konflikte zwi‐
schen Wassernutzern auch  innerhalb der gleichen Sektoren ergeben 
können.  Im  Sinne  der  oben  erwähnten Überlappung  unterschiedli‐
cher  Arten  der  Marginalisierung  sollten  auch  die  sozio‐
ökonomischen  Folgewirkungen  der  EZ‐Projekte  nicht  nur  im Was‐
serbereich  in allen Projektphasen auf  ihre Auswirkungen hin unter‐
sucht werden. Hierbei sind insbesondere die Wechselwirkungen zwi‐



















potentiale  zwischen  einzelnen  Bauern  oder  Produktionsgruppen, 





Der Klimawandel wirkt  sich  auf  die Verfügbarkeit  von Wasserres‐
sourcen und die Fruchtbarkeit  landwirtschaftlicher Flächen aus. Um 
der  möglicherweise  destabilisierenden  und  konfliktträchtigen Wir‐
kung sinkender Nahrungs‐ und Einkommenssicherheit ruraler Fami‐





















naler  und  lokaler  Ebene  in  vielen  Ländern  verbessert werden.  Im 
Hinblick  auf  die Konfliktprävention  ist  hier  insbesondere  auch  die 
Erhebung  von Daten über die Wasserverteilung und  ‐nutzung not‐
wendig. Auch der engere Austausch zwischen unterschiedlichen EZ‐
Projekten,  die  ein  gemeinsames Mapping  erstellen,  hilft  dabei,  das 
Wissen über mögliche Konfliktpotentiale zu bündeln. Weiter können 
der  Austausch  von  Daten  und  ihre  Verbreitung  konfliktpräventiv 
genutzt werden: zur Verbesserung des Vertrauensverhältnisses und 
der  Kooperation  zwischen  potentiellen  Konfliktparteien,  aber  auch 
zur Sensibilisierung über die ökologische Entwicklung und  ihre  so‐
zioökonomischen  Folgen  bei  den Wassernutzern  auf  allen  Ebenen. 
Hierbei  ist  auch  die  Einbindung  von  Multiplikatoren  wie  NGOs, 
Schulen und Medien relevant. 
 


















zu  zahlreichen  Institutionen,  die  in  Wassermanagement  involviert 
sind  und  konkurrieren,  und  die  Sensibilisierung  der  Verantwortli‐






Wasserpolitik  kommunizieren  und Entscheidungen  transparent ma‐
chen 
Für  die  Konfliktprävention  ist  eine  transparentere  Kommunikation 
und  bessere  Information  dringend  notwendig.  Entscheidungen  im 
Wassermanagement,  die  auf  nationaler  Ebene  getroffen  werden, 
werden  auf  lokaler  Ebene  häufig  kaum  kommuniziert  und  auch 
Kompensationen  im  Kontext  von  Infrastrukturprojekten  oder  der 
Zugang zu Subventionen und Krediten werden oft ungenügend be‐
kannt gemacht. Plattformen zur öffentlichen Diskussion von Wasser‐

















Dies  betrifft  einerseits  die  Stärkung  formeller  Konfliktbearbeitung 
durch entsprechende Gesetze und deren Implementierung, aber auch 
durch  Information  und Weiterbildung,  beispielsweise  von Wasser‐
nutzergruppen. Andererseits sind gerade  im  ländlichen Raum  tradi‐
tionelle Konfliktlösungsinstanzen  in  vielen  Ländern  noch  sehr  ein‐
flussreich.  Die  Einbeziehung  solcher Autoritäten  in  lokale Wasser‐
























Kostenfreiheit  der minimalen  Trinkwasserversorgung  für  arme  Be‐
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    GESELLSCHAFTSWISSENSCHAFTEN
Knappes Wasser, reichlich Konflikte?  
Lokale Wasserkonflikte und die Rolle der Entwicklungszusammenarbeit 
Zunehmende Wasserknappheit verstärkt in vielen Ländern die Konkurrenz um die Ressource und er-
höht Konfliktpotentiale. Immer stärker werden Wassermanagement und damit verbundene Konflikte 
zu einer Frage der Verteilungsgerechtigkeit und der politischen Legitimität. Der Policy Brief untersucht 
die Ursachen innerstaatlicher Wasserkonflikte und zeigt die wesentlichen Herausforderungen für die 
internationale Entwicklungszusammenarbeit auf. Eine Wasserkonflikt-Typologie mit entsprechenden 
Handlungsoptionen bietet einen Überblick über mögliche Strategien. Schließlich formuliert der Policy 
Brief konkrete Empfehlungen für die Entwicklungszusammenarbeit zur Verbesserung der Erkennung, 
Bearbeitung und Prävention von Konflikten im Wassersektor.
Das Institut für Entwicklung und Frieden (INEF)
Das Institut für Entwicklung und Frieden (INEF), das im Jahr 1990 gegründet wurde, ist eine Forschungs-
einrichtung des Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften der Universität Duisburg-Essen am Campus 
Duisburg. Es kooperiert eng mit der Stiftung Entwicklung und Frieden (SEF), Bonn. Das INEF verbindet 
wissenschaftliche Grundlagenforschung mit anwendungsorientierter Forschung und Politikberatung in 
folgenden Bereichen: Global Governance und menschliche Sicherheit, fragile Staaten, Krisenprävention 
und zivile Konfliktbearbeitung sowie Entwicklung, Menschenrechte und Unternehmensverantwortung. 
Direktor des INEF ist Prof. Dr. Tobias Debiel und Wissenschaftliche Geschäftsführerin ist Dr. Cornelia 
Ulbert.
Die Reihe INEF Policy Brief
In den INEF Policy Briefs werden wichtige aktuelle Ereignisse und Forschungsthemen in prägnanter 
Form aufgegriffen und im Hinblick auf politische Handlungsempfehlungen diskutiert. Sie erscheinen in 
unregemäßigen Abständen.
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